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§ 1. Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der sofortigen Beschwerde 
nach § 464 Abs. 3 S. 1 StPO und § 8 Abs. 3 S. 1 des StrEG vom 8.3.19711• 

Dieses Rechtsmittel richtet sich gegen die strafrichterlichen Entschei-
dungen über die Gerichtskosten, die notwendigen Auslagen und die Ent-
schädigungspflicht der Staatskasse, Entscheidungen, die man allgemein 
mit dem Begriff "strafverfahrensrechtliche Nebenentscheidungen" be-
zeichnet. 

Diese vom Schrifttum bisher vernachlässigte Thematik auszuleuchten 
erscheint deshalb erforderlich, weil sich die Praxis fast tagtäglich mit 
Fragen der Anfechtung belastender Nebenentscheidungen konfrontiert 
sieht und sich große Unsicherheiten in der Rechtsanwendung beobachten 
lassen. Daß in diesem Bereich so viele Unklarheiten und Streitpunkte 
selbst in grundsätzlicher Hinsicht bestehen, kommt nicht von ungefähr. 
Die Kostenvorschriften der StPO sind seit jeher als nicht erschöpfend 
angesehen worden!. Die Rechtsprechung sah sich stets in weitem Um-
fang der Notwendigkeit ausgesetzt, lückenfüllende Ergänzungen im 
Wege der Auslegung oder Analogie vorzunehmen3• 

Daran hat sich bis heute nichts geändert. Nach wie vor sind die 
Regelungslücken und die offenen Fragen des Kostenrechts nicht be-
seitigt, obwohl keine andere Materie der StPO seit deren Inkrafttreten 
so oft geändert und ergänzt worden ist wie die der §§ 464 ff. StPO. Ins-
besondere hat die nicht ganz zu Unrecht als "Flickwerk" bezeichnete 
letzte wesentliche Novellierung durch das EGOWiG von 19684 - neben 
positiv zu beurteilenden Neuerungen - infolge der Eile, mit der das 
Gesetz zustandekarns, zu zahlreichen Unklarheiten geführt. Das gilt nicht 
nur für die sog. materiellrechtlichen Vorschriften der §§ 465 ff. StPO, 
sondern in gleichem Maße auch für die formalrechtlichen Regelungen 

1 BGBL I S. 157. 
2 Die Motive, S. 251 - Hahn, Mat I, S. 295 - bemerken, das Gesetz habe ge-

glaubt, sich auf die Aufstellung allgemeiner Grundsätze beschränken zu dürfen; 
vgl. auch von Hippel, S. 679 FN 3. 

3 BGHSt 16, 168; OLG Oldenburg NdsRpfl 75, 24; Kleinknecht MDR 72, 1051; 
K. Meyer JR 74, 343; Reinisch MDR 66, 105; Schäfer in Löwe / Rosenberg 
(21. Aufl.) Anm.8 vor § 464. 

4 Vgl. KG NJW 70, 2129; Schäfer in Löwe / Rosenberg § 464 Rdnr. 28. 
5 Dazu Göhler NJW 70,456; MDR 70,284. 
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des Kostenrechts - nämlich die §§ 464-464 b StP06, zu denen die Frage 
nach der Anfechtung von Kosten- und Auslagenentscheidungen gehört. 
Hier wie dort gibt es äußerst umstrittene Probleme. 

Die im Zusammenhang mit der Kostenbeschwerde nach § 464 Abs.3 
S.l StPO anzutreffenden Streitpunkte kehren zwangsläufig bei der so-
fortigen Beschwerde nach § 8 Abs. 3 S. 1 StrEG wieder. Das erklärt sich 
daraus, daß die §§ 8, 9 StrEG den formalrechtlichen Kostenregelungen 
der StPO nachgebildet sind und zum Teil auf diese Bezug nehmen. 

8 Diese Unterteilung ist allgemein anerkannt, vgl. RGSt 24, 384; 59, 126 f.; 
RG JW 33; 1600, 1957; 37, 761; BayObLG MDR 55, 123; Beting, S. 512 f.; Gerland, 
S.480; Hassemer ZStW85 (1973), 656 FN21; Eh. Schmidt II Erl. 3f. vor §464; 
ders. Kolleg Rdnr. 540; Einwände dagegen bei von Hippel, S. 680. 



§ 2. Charakterisierung der Nebenentscheidungen 

Die in Rede stehende Thematik macht es erforderlich, vorab Begriff, 
Wesen und Funktion der Nebenentscheidungen näher zu beleuchten. 

I. Begriff der Nebenentscheidungen 

Wie aufgezeigtt, sind mit dem Begriff der Nebenentscheidungen2 die 
Entscheidungen über 

a) die Kosten des Verfahrens (Kosten Le.S.3), 

b) die notwendigen Auslagen eines Beteiligten (zusammen mit a) 
Kosten Lw.S.3) sowie 

c) die Entschädigungspflicht der Staatskasse nach Maßgabe des 
StrEG 

gemeint. Diese Entscheidungen betreffen einen Nebengegenstand des 
Strafverfahrens; sie befinden darüber, wer für die vermögensrechtlichen 
Folgen der Strafverfolgung und des Strafverfahrens einzustehen hatf • 

Die davon zu trennende Hauptentscheidung bezieht sich demgegenüber 
entweder auf den gegen den Angeklagten erhobenen Schuldvorwurf oder 
aber auf ein durch einen Rechtsbehelf oder ein Rechtsmittel geltend 
gemachtes Begehren. 

Nach § 464 Abs.l und 2 StPO ergeht der Ausspruch über die Ver-
teilung der Kosten- und Auslagenlast zusammen mit der Hauptentschei-
dung. Kosten- und Auslagenentscheidungen erscheinen im Tenor des 
Urteils oder des Beschlusses' und sind damit deren Bestandteil. Diese 
Regelung hat ihren guten Grund: sie will gewährleisten, daß das Ver-
fahren insgesamt - auch hinsichtlich seiner vermögensrechtlichen 
Folgen - abgeschlossen wird, um damit die Rechtslage für alle Be-
teiligten zu stabilisieren8• 

1 Vgl. o. § 1. 
! z.T. werden unter diesem Begriff alle Entscheidungen verstanden, die neben 

dem Anspruch in der Hauptsache stehen und jene nicht betreffen; vgl. Klein-
knecht § 267 Rdnr. 37, § 454 Rdnr. 16 (Verfall, Einziehung, Geldbuße nach § 444 
StPO, Aussetzung des Strafrestes etc.); Sehorn, S. 118 bezeichnet beispielsweise 
auch die Anordnung nach § 200 StGB - es handelt sich um eine Nebenstrafe, 
der zugleich Genugtuungsfunktion zukommt (so Dreher § 200 Rdnr. 1; Sehönke / 
Schröder / Lenckner § 165 Rdnr. 1) - als Nebenentscheidung. 

3 Kleinkneeht, Rdnr. 1 vor § 464. 
, Kleinknecht, Rdnr. 2 vor § 464. 
5 Krosehel / Doerner, S. 33 ff.; Eb. Schmidt II § 464 Erl. 8. 
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